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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft
Jagd

Der Standerat diskutierte im Fruhjahr 2016 dartuber, ob es notwendig sei, das
Jagdgesetz so anzupassen, dass der Bund und die Kantone dazu verpflichtet werden,
Schaden an Infrastruktur, welche vom Biber verursacht werden, finanziell zu
Ubernehmen. Der Biber steht laut der Gesetzgebung der Schweiz unter Schutz und darf
weder gefangen oder getdtet werden, noch darf sein Lebensraum beschéadigt werden.
Diese Regelung wurde getroffen, um dem in der Schweiz friher fast komplett
ausgerotteten Biber die Wiederansiedlung zu erleichtern. Die Strategie hat Fruchte
getragen und so leben zurzeit wieder Gber 2500 Biber in der Schweiz, wovon rund ein
Flnftel im Kanton Thurgau lebt.

Da Biber an Baumen nagen, Damme bauen und Hohlen graben, gibt es immer wieder
Schaden an Strassen und anderen Bauten, welche in der Nahe von Gewassern gebaut
sind. Um die Akzeptanz des Bibers bei der Bevdlkerung nicht zu gefdhrden und die
Grundbesitzer mit Biberschaden finanziell zu entlasten, lancierte der Kanton Thurgau
diese Standesinitiative, mit der die Kantone und der Bund dazu verpflichtet werden
sollen, diese Schaden zu Gbernehmen.

Im Standerat ergriffen vorwiegend die Thurgauer Standeratsmitglieder fir das Anliegen
ihres Kantons das Wort. Dagegen stellte sich die Mehrheit der UREK-SR mit der
Begriindung, dass die Umsetzung der Anderung des Gewasserschutzgesetzes, welche im
Jahr 2011 in Kraft getreten ist, dazu fuhren kénnte, dass die Schaden von alleine
zurickgingen. Kommissionssprecher Luginbihl (bdp, BE) erlduterte, dass mit den
Anpassungen vermehrt Gewasser revitalisiert werden und seither nicht mehr so nahe an
die Gewasser gebaut werden durfe. Dies werde dazu fuhren, dass weniger Gebaude
nahe am Wasser liegen und sich das Risiko einer Beschadigung dadurch reduziere.
Weiter wilrde eine Umsetzung der Standesinitiative den Staatshaushalt zusatzlich
belasten, was zurzeit nicht gewlinscht sei. Mit knappen 20 zu 17 Stimmen ohne
Enthaltung folgte die kleine Kammer ihrer Kommission und stimmte gegen Folge
geben.'

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Naturgefahren

Die Schweiz wurde im August von den heftigsten Unwettern seit 2 Jahren heimgesucht.
Besonders betroffen waren die Kantone Aargau, Jura und Waadt, aber auch die Kantone
Bern, Baselland, Zlrich sowie die Zentral- und Ostschweiz litten unter dem
Hochwasser. Dabei wurden mindestens 8 Menschen verletzt und mehrere hundert
Personen mussten evakuiert werden. 2

Nach den Uberschwemmungen warf der Aargau dem Kanton Bern vor, das Berner
Wasserwirtschaftsamt habe mehr Wasser aus dem Bielersee in die Aare abfliessen
lassen, als dies gemass der interkantonalen Vereinbarung zuldssiggewesen ware. Die
Berner wehrten sich gegen die Vorwirfe und begriindeten die zu hohen Wassermengen
mit den unprazisen Abflussprognosen des Bundes. *

Aufgrund dieser Auseinandersetzungen trafen sich die Kantone Aargau, Bern, Solothurn,
Freiburg, Waadt und Neuenburg, das Bundesamt fur Umwelt und das Bundesamt fur
Meteorologie und Klimatologie zu einer Aussprache. Dabei beschlossen sie, das
Krisenmanagement zu verbessern und in kritischen Situationen kinftig
institutionalisierte =~ Konferenzgesprache durchzufihren. Ausserdem soll die
Regulierung des Hochwasserabflusses der Aare unter Federflihrung des Bundesamtes
fur Umwelt analysiert und optimiert werden. *
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Gewasserschutz

Funf im Berichtsjahr eingereichte Standesinitiativen aus den Kantonen Luzern,
Schaffhausen, Schwyz, St. Gallen und Uri wollten die Interessen der Landwirtschaft
sowie der Siedlungsentwicklung gegenuber okologischen Anliegen und Anliegen des
Hochwasserschutzes im Bereich des Gewésserschutzes stérker einbringen. Zusatzlicher
Widerstand formierte sich in anderen léndlich gepragten Kantonen, darunter die
Kantone Aargau und Nidwalden, welche im Berichtsjahr ebenfalls Uber die Einreichung
einer Standesinitiative diskutierten. Die parlamentarische Behandlung der finf
eingereichten Standesinitiativen (Kt.lv. 12.309 (S2); Kt.Iv. 12.320 (SG); Kt.Iv. 12.321 (LU);
Kt.lv. 12.324 (SH); Kt.lv. 12.325 (UR)) fand im Berichtsjahr noch nicht statt. ®

Ahnliche Anliegen wie die Motion Miiller (cvp, LU) sowie eine im Jahr 2012 vom
Nationalrat behandelte Motion der UREK-NR verfolgten vier im Jahr 2013 eingereichte
Standesinitiativen der Kantone Aargau, Graubiinden, Nidwalden und Zug. Gleich wie
die funf bereits 2012 deponierten kantonalen Initiativen aus Schwyz, St. Gallen, Luzern,
Schaffhausen und Uri forderten sie eine Anpassung des Gewaéasserschutzgesetzes
(GSchG) zur besseren Berlcksichtigung von Interessen der Landwirtschaft und
Siedlungsentwicklung bei der Festlegung des Gewasserraumes.

Im Mérz 2015 befasste sich der Stédnderat als Erstrat mit neun Standesinitiativen zur
Lockerung des Gewésserschutzgesetzes aus den Kantonen Schwyz (12.309), St. Gallen
(12.320), Luzern (12.321), Schaffhausen (12.324), Uri (12.325), Nidwalden (13.301),
Graubinden (13.307), Aargau (13.311) und Zug (13.314). Sie alle kritisierten die im Rahmen
der letzten Gewasserschutzrevision aufgenommenen Bestimmungen zur Festlegung des
Gewésserraumes, die als Gegenvorschlag zur Initiative "Lebendiges Wasser" (sog.
Renaturierungs-Initiative) erlassen worden waren. Im Interesse der Renaturierung, des
Hochwasserschutzes und der Gewassernutzung darf der Gewasserraum nur extensiv
bewirtschaftet werden, wodurch die intensive landwirtschaftliche Nutzung oder der
Bau von Liegenschaften innerhalb dieser Zone untersagt ist. Konkret wollten die
Anliegen sicherstellen, dass landwirtschaftliche und die Siedlungsentwicklung
betreffende Interessen bei der Bestimmung der Breite des Gewéasserraumes
bertcksichtigt werden. Einstimmig mit einer Enthaltung empfahl die Kommission ihrem
Rat, den |Initiativen keine Folge zu geben, da sie den Anliegen mit einer
kommissionseigenen Motion Rechnung zu tragen gedenke. Ferner verwies
Kommissionssprecher Bischofberger (cvp, Al) auf eine im Jahr 2014 bereits in
abgeénderter Form Uberwiesene Motion der UREK-NR, die in ihrer angenommenen
Version verlangt, dass durch die Festlegung des Gewasserraumes effektiv verloren
gegangene Fruchtfolgeflachen kompensiert werden mussen. Auch auf die sich in Arbeit
befindende Revision der Gewasserschutzverordnung, die unter anderem Préazisionen
zum Gewasserschutz vornehmen und den Kantonen mehr Handlungsspielraum
einraumen will, machte Bischofberger aufmerksam. Der Stédnderat folgte der
Empfehlung seiner UREK-SR und gab den Initiativen keine Folge.

Anders der zweitberatende Nationalrat: Im Rahmen der Beratungen zur Motion der
UREK-SR empfahl eine buirgerliche Kommissionsmehrheit ihrem Rat, den
Standesinitiativen Folge zu geben, damit der Druck bei der sich in Umsetzung
befindenden Revision der Gewasserschutzverordnung aufrecht erhalten werden kénne.
Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 90 zu 73 Stimmen. Neben der SP, den
Grinen und den Grinliberalen plédierte eine Minderheit aus der CVP/EVP- sowie aus
der BDP-Fraktion erfolglos fur Nicht-Folgegeben.

Somit ging das Anliegen zuruck in den Stéanderat, der den endgultigen Entscheid in der
Wintersession 2015 angesichts des unterdessen verabschiedeten ersten Teils der
Gewaésserschutzverordnungsrevision sowie der mittlerweile angenommenen Motion der
UREK-SR treffen konnte. Diese Ausgangslage veranlasste den Standerat, an seinem
friher geféllten Entscheid festzuhalten und den Standesinitiativen keine Folge zu
geben. Diese sind somit erledigt. ©
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VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.06.2018
DIANE PORCELLANA

Dans la nouvelle version de I'ordonnance sur la protection des eaux (OEaux), approuvée
par le Conseil fédéral, figure une dérogation a l'autorisation de déversement d'eaux
issues de circuits de refroidissement ouverts. Cet assouplissement vise a réduire le
probléeme découlant de ['obligation de suspendre le déversement d'eaux de
refroidissement lorsque la température du cours d'eau excede les 25 degrés. Au-dela
de cette température, les autorités pourront donc tolérer des rejets thermiques ayant
un effet minime sur la température de I'eau. Des dérogations spécifiques sont
accordées aux centrales nucléaires existantes. Toutefois, les nouvelles installations
construites devront limiter la production de chaleur et utiliser I'évacuation dans le
cours d'eau seulement pour les rejets thermiques non récupérables.

Le projet de modification a été accueilli favorablement par la plupart des cantons et
par les milieux économiques interrogés. Ce ne fut pas le cas pour le PS, les
organisations environnementales, quelques associations professionnelles et instituts de
recherche, et pour huit cantons (AG, BL, FR, GE, LU, TI, TG, VD). Une des principales
raisons qui motive leur position est la survie des organismes aquatiques. Pour I'assurer,
il faudrait empécher ou limiter toute hausse de température des cours d'eau par des
rejets thermiques. ’

1) AB SR, 2016, S. 148 ff.; TA, 8.3.16; SGT, TZ, 9.3.16

2) NZZ und TA, 10.8.07.

3) BZ, 11.8.07; Bund, 13.8.07.

4) Bund, BZ und NZZ, 18.8.07.

5) Kt.Iv. 12.309 (SZ); Kt.Iv. 12.320 (SG); Kt.Iv. 12.321 (LU); Kt.Iv. 12.324 (SH); Kt.lv. (UR): NZZ, 19.11. und 20.12.12.

6) AB NR, 2015, S. 1799 ff.; AB SR, 2015, S. 1164 ff.; AB SR, 2015, S. 207 ff.

7) Communiqué de presse OFEV du 11.4.18; Rapport explicatif de I'OFEV du 11.4.18; Rapport sur les résultats de la
consultation du 11.4.18
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